SCHLESWIG-
HOLSTEINISCHER

LANDTAG .
Ausschussdienst und

Stenografischer Dienst

Niederschrift

Finanzausschuss

20. Wahlperiode — 116. Sitzung

am Donnerstag, dem 20. November 2025, 13 Uhr,
im Sitzungszimmer 122 des Landtags



Schleswig-Holsteinischer Landtag — 20. Wahlperiode
Finanzausschuss

116. Sitzung am 20. November 2025

Anwesende Abgeordnete

Christian Dirschauer (SSW), Vorsitzender
Michel Deckmann (CDU)

Peter Lehnert (CDU)

Ole-Christopher Plambeck (CDU)

Sénke Siebke (CDU)

Rasmus Vége (CDU)

Oliver Brandt (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
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Die Liste der weiteren Anwesenden befindet sich in der Sitzungsakte.
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Tagesordnung: Seite
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Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt nichts vor.
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Der Vorsitzende, Abgeordneter Dirschauer, erdffnet die Sitzung um 13:03 Uhr und stellt die
Beschlussfahigkeit des Ausschusses fest. Die Tagesordnung wird in der vorstehenden Fas-

sung gebilligt.

1. a) Entwurf eines Gesetzes liber die Feststellung eines Haushalts-
planes fiir das Haushaltsjahr 2026

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 20/3500

b) Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes 2026

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 20/3501

(Uberwiesen am 24. September 2025)

Anderungsvorschlige der Landesregierung zum Haushaltsentwurf
2026 (Nachschiebeliste)
Umdruck 20/5561

Die Oppositionsfraktionen kritisieren den Zeitdruck bei der Beratung der Nachschiebeliste, der
eine angemessene parlamentarische Beratung nicht zulasse und auch die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter Uber das arbeitsrechtlich erlaubte Maf} hinaus belaste, verzichten daher auf
schriftliche Nachfragen und erwarten von der Landesregierung, dass sie die Nachschiebeliste,
die in diesem Jahr ein ganz besonders gro3es Volumen habe, zuklinftig so rechtzeitig vorlege,

dass sich der Haushaltsgesetzgeber seriés damit auseinandersetzen kénne.

Abgeordnete Raudies erwartet, dass die Ministerien ihre in der Nachschiebeliste enthaltenen

Konzepte in den Fachausschissen des Landtags zeitnah vorstellten.

Abgeordnete Kramer kiindigt an, den Anderungsantrag der FDP zum Haushalt erst zur Finanz-
ausschusssitzung am 4. Dezember 2026 vorzulegen. Sie legt Wert darauf, dass die an die
Kommunen weitergeleiteten Bundeszuweisungen zur Umsetzung der Mallhahmen geman
Lander-und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz (LUKIFG) im Haushalt separat abge-

bildet wirden.


http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/05500/umdruck-20-05561.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/drucks/03500/drucksache-20-03501.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/drucks/03500/drucksache-20-03500.pdf
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Finanzministerin Dr. Schneider auf3ert Verstandnis fur den Unmut und weist auf die Belastun-
gen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Ministerien hin. Ein wesentlicher Teil der Nach-
schiebeliste sei in diesem Jahr auf die Umsetzung des Lander-und-Kommunal-Infrastrukturfi-

nanzierungsgesetzes zurickzufihren.

Frau Schlemminger, Leiterin der Haushaltsabteilung im Finanzministerium, teilt mit, die Lu-
KIFG-MaRnahmen wirden in Einzelplan 16 abgebildet; die genaue Veranschlagung des kom-
munalen Anteils sei Teil der Gesprache zwischen Landesregierung und kommunalen Landes-
verbanden. Die Verschiebung der Steuerschatzung im Jahr 2026 werde Anderungen im Zeit-

plan der Haushaltsberatungen nach sich ziehen.

Der Finanzausschuss legt Wert darauf, fir die Beratung der Nachschiebeliste zukiinftig ausrei-

chend Zeit zu haben.

Sodann fuhrt Ministerin Dr. Schneider in die Nachschiebeliste ein.

Abgeordnete Raudies bittet die Ministerin, dem Finanzausschuss ihren Sprechzettel zuzulei-
ten (siehe Umdruck 20/5599). Von der von der Ministerin genannten Summe von 130 Millionen
Euro flr zusatzliche Investitionen sei ein Betrag von 52,9 Millionen Euro abzuziehen, der an
die Kommunen flir den Ausbau des schulischen Ganztags flieRe. Die zusatzlichen Mittel fir
DaZ, Vertretungsfonds und anderes seien notwendige MaRnahmen, die auch in der Vergan-
genheit abgesichert gewesen und keine Wohltat der jetzigen Regierung seien. Die Abgeordne-
te fragt, warum eine schlanke Umsetzung des LUKIFG vier zusatzliche Stellen im Finanzminis-

terium erfordere.

Ministerin Dr. Schneider erwidert, bei den MalRnahmen der Kommunen zum Ausbau des schu-
lischen Ganztags handele es sich sehr wohl um zusatzliche Investitionen. Die vier zusatzlichen
Stellen, von denen eine bereits Ende 2027 wegfalle, seien erforderlich, um die Vorgaben des
Bundes in der Verwaltungsvereinbarung zu erfullen. Das Land wolle die Umsetzung mit den

Kommunen moglichst einfach handhaben.

Auf eine Frage der Abgeordneten Kramer teilt Finanzstaatssekretar Rabe mit, die Ressorts
hatten nach aktuellem Stand beantragt, im Haushaltsjahr 2025 nicht verbrauchte Haushalts-

mittel im Umfang von insgesamt 13 Millionen Euro in eine Rucklage zu Uberfuhren.


http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/05500/umdruck-20-05599.pdf
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Ministerin Dr. Schneider bekraftigt inre Ankindigung, beim Thema Rucklagenbildung restriktiv

zu entscheiden.

Abgeordnete Kramer bittet das Finanzministerium, dem Ausschuss mitzuteilen, welche Res-

sorts in welcher HOohe die Bildung von Rucklagen beantragt hatten.

Abgeordneter Plambeck hebt die Absicherung des Bereichs DaZ und die Reduzierung der

Zinsausgaben in der Nachschiebeliste hervor.

Auf eine Frage der Abgeordneten Raudies flhrt Sozialstaatssekretarin Schiller-Tobies aus,
uber die Umsetzung der GEAS-Reform berichte sie regelmafig im Innen- und Rechtsaus-
schuss und sei mit den Kommunen im Austausch. Das GEAS-Anpassungsgesetz und das
GEAS-Anpassungsfolgegesetz des Bundes seien noch nicht verabschiedet. Fiir den Haushalt
angemeldet habe man die Kosten fir das sogenannte Screening-Verfahren: Ab dem 12. Juni
2026 mussten bei allen ankommenden Asylbewerberinnen und Asylbewerbern eine Identitats-
prufung, Sicherheitsprifung, Vulnerabilitatsprifung und Gesundheitsprifung durchgefiihrt
werden. Das Land wolle die Vulnerabilitatsprifung und Gesundheitspriifung in den Landesun-
terkiinften selbst durchfiihren, dafiir wolle man ein Zwei-Schichten-System einfiihren und im
Landesamt fir Zuwanderung und Fllchtlinge mehr Personal einstellen. Bei unbegleiteten Min-

derjahrigen gehe es um die Uberprifung des Kindeswohls durch die Jugendamter.

Abgeordnete Kramer bittet die Landesregierung, dem Finanzausschuss eine Ubersicht tiber
die von den Ressorts in den Haushalt eingestellten Verpflichtungsermachtigungen zuzuleiten

(H6he und Begrundung).

Herr Dr. Badenhop, Senatsmitglied des Landesrechnungshofs, mahnt an, die Kosten der Ein-
gliederungshilfe im Haushalt von vornherein realistisch zu veranschlagen, um dem Grundsatz

von Haushaltswahrheit und -klarheit zu gentigen und nicht immer nachsteuern zu missen.

Finanzministerin Dr. Schneider weist darauf hin, dass die tatsédchliche Summe der Kosten der
Eingliederungshilfe schwierig zu prognostizieren sei. Sie sei zuversichtlich, dass die globale
Minderausgabe in Hohe von 193 Millionen Euro, was rund 1 Prozent des Haushaltsvolumens
entspreche, bis zum Jahresende erwirtschaftet werde. Es sei nicht geplant, (zusatzliche) In-

vestitionsmittel zur Erwirtschaftung der globalen Minderausgabe heranzuziehen.
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Auch Staatssekretarin Schiller-Tobies macht auf die Schwierigkeiten aufmerksam, die Kosten
der Eingliederungshilfe, die erheblichen Schwankungen unterldgen, abzuschatzen. Man habe
das Soll 2025 zugrunde gelegt und mit einer Steigerung von 8 und 7,1 Prozent kalkuliert. Das
ermogliche es, die Abschlage fur die Kommunen zu erhdhen. Bei der Veranschlagung des
Haushaltsansatzes 2027 sollten die Ausgabenentwicklung 2026 sowie die Ergebnisse des
Gutachtens und der Gesprache berucksichtigt werden. Die Spitzabrechnung mit den Kommu-
nen erfolge jeweils im Folgejahr. Auf Wunsch der Abgeordneten Raudies sagt die Staatssekre-
tarin zu, dem Ausschuss eine Aufstellung zu den wesentlichen Blécken der Kosten der Einglie-

derungshilfe in den letzten flinf Jahren zuzuleiten.

Auf Wunsch der Abgeordneten Raudies sagt Innenstaatssekretar Schulz zu, dem Finanzaus-
schuss schriftlich darzulegen, wie sich die Kommunalaufsicht bei der Priifung von iberschul-
deten Kommunalhaushalten in Bezug auf Investitionen zum schulischen Ganztag und LuKIFG-

Investitionen verhalte.

Die Abgeordneten Habersaat und Raudies bitten das Bildungsministerium, das mit den in der
Nachschiebeliste zusatzlichen Stellen verbundene Gesamtkonzept zur nachsten Sitzung des

Bildungsausschusses schriftlich vorzulegen.

Auf eine Frage des Abgeordneten Habersaat begriindet Frau Hansen, Haushaltsbeauftragte
des Bildungsministeriums, die Schaffung einer zusatzlichen Stelle im Bildungsministerium fur
Disziplinarverfahren im Schulbereich damit, dass sich der Umfang der Disziplinarverfahren
stark erhoht habe.

Der Vorsitzende und Abgeordnete Herdejlirgen bitten das Bildungsministerium, die Entwick-
lung der Disziplinarverfahren inklusive der Griinde in den letzten funf Jahren schriftlich darzule-

gen.

Der Finanzausschuss will die Haushaltsberatungen in Anwesenheit der politischen Spitze der

Ressorts in der nachsten Sitzung, am 27. November 2026, fortsetzen.
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2. Verschiedenes

Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt nichts vor.

Der Vorsitzende, Abgeordneter Dirschauer, schlief3t die Sitzung um 14:30 Uhr.

gez. Christian Dirschauer gez. Ole Schmidt
Vorsitzender Geschafts- und Protokollfiihrer



	1. a) Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung eines Haushaltsplanes für das Haushaltsjahr 2026
	Gesetzentwurf der Landesregierung
	Drucksache 20/3500

	b) Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes 2026
	Gesetzentwurf der Landesregierung
	Drucksache 20/3501

	2. Verschiedenes
	Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt nichts vor.


